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gliederung sind bei diesen Tätern deutlich eingeschränkt. Sie 
sind in der Regel charakterisiert durch erhebliche soziale Des­
integration (insbesqndere von der Familie und dem Arbeits­
kollektiv), ein unterdurchschnittliches Bildungsniveau und 
eingeengte Bedürfnisse (insbesondere im Zusammenhang mit 
Alkoholmißbrauch) sowie durch eine deutlich verringerte An- 
sprechbarkedt gegenüber erzieherischen Einflüssen. Sie diffe­
renzieren sich von erheblicher Labilität über Gleichgültigkeit 
bis hin zur Ablehnung gesellschaftlicher Bemühungen. Im 
Prozeß ihrer Persönlichkeitsentwicklung findet eine solche 
Labilisierung, dann Gewöhnung an Konfliktsituationen we­
gen ihres Verhaltens bis hin zur Umkehrung der Wertorien­
tierungen statt, daß äußere Disziplinierung, verbale Ausein­
andersetzungen, administrative Kontrolle u. ä. immer weniger 
wirken. Es besteht eine beachtliche Einschränkung der Fä­
higkeit zu kritischer Selbstbewertung und zur Bewältigung 
ihrer Konflikte. Deshalb kann über Konfliktsetzung und 
äußere Disziplinierung kaum eine verhaltensändernde Aus­
einandersetzung Erreicht werden. Diese Täter reagieren viel­
mehr auf solche Maßnahmen mit Ausweichen, Resignation 
oder gar demonstrativer Ablehnung.

Eis hat sich erwiesen, daß auch bei Tätern mit erheblichen 
Integrations- und Disziplinschwierigkeiten auf die abgewo­
gene Einheit von gesellschaftlich-erzieherischer Einwirkung, 
eigenverantwortlicher Aktivität und administrativer Kon­
trolle zu achten ist.2 Die Praxis drängte selbsi zu einer sol­
chen Akzentuierung, indem vielfältige Ausgestaltungsformen 
gesellschaftlich-erzieherischen Charakters, insbesondere zum 
Arbeitsverhalten, versucht werden.

Gesetzliche Voraussetzungen und ihre individuelle Prüfung

Strafrechtliche Wiedereingliederungsmaßnahmen sind nur 
nach den in den §§ 47, 48 StGB bestimmten gesetzlichen Vor­
aussetzungen zulässig.3 Diese sind individuell zu prüfen und 
festzüstellen. Eine obligatorische Anwendung bei bestimmten 
Delikts- oder Tätergruppen (etwa generell bei krimineller 
Asozialität gemäß § 249 StGB oder bei Rückfalltätern) ist ge­
setzlich nicht vorgesehen. Ausgehend vom rechtspolitischen 
Anliegen ist in jedem Fall zunächst nach der gesellschaftli­
chen Notwendigkeit solcher Maßnahmen zu fragen und da­
nach, ob sie bei dem betreffenden Täter geeignet sind, die mit 
ihnen erstrebte Zielstellung zu erreichen.

Die Frage nach der gesellschaftlichen Notwendigkeit stellt 
sich insbesondere beim Ausspruch von staatlichen Kontroll- 
maßnahmen gegenüber Ersttätern (§ 48 Abs. 1 Ziff. 2 StGB). 
In diesen Fällen muß sich aus der zusammenhängenden Be­
urteilung von Tat und Täter der Schluß ergeben, daß ohne 
solche Maßnahmen die reale Gefahr erneuter Straffälligkeit 
besteht.

Die Eignung solcher Maßnahmen ist dagegen vor allem 
bei Tätern zu prüfen, die zwar zurechnungsfähig sind, auf 
Grund ihrer Persönlichkeitsentwicklung aber erhebliche 
Schwierigkeiten haben, bestimmte Anforderungen an norm­
gemäßes Verhalten in allen Lebensbereichen zu erfüllen.

Im einzelnen stellen die Anwendungsvoraussetzungen der 
§§ 47, 48 StGB hohe Anforderungen an die Strafrechtspre­
chung. Sie ergeben sich hauptsächlich daraus, daß in beiden 
Normen wertende Begriffe verwendet werden: in §47 Abs. 1 
StGB „Disziplinlosigkeit“ bei der Wiedereingliederung; § 48 
Abs. 1 Ziff. 2 StGB Verlangt ausdrücklich eine „Würdigung“ 
von Tat und Täter im Hinblick auf die Notwendigkeit der 
Unterstützung bei der Wiedereingliederung. Diese Begriffe 
sind in der Rechtsprechung auszulegen. Bei § 47 Abs. 1 StGB 
kommt es auf eine retrospektive und im Falle des § 48 Abs. 1 
Ziff. 2 StGB (dem Hauptanwendungsfall staatlicher Kontroll- 
maßnahmen) auf eine prognostische Einschätzung an. In bei­
den Fällen können sich diese Einschätzungen nur auf Tatsa­
chen stützen, die im Verfahren zweifelsfrei festgestellt wor­
den sind. Bloße Vermutungen oder Annahmen reichen da­
für nicht aus. Gleiches gilt für die Begründung der konkreten 
(zu individualisierenden) Maßnahmen.

Für den Nachweis, daß die erneute Straftat wesentlich 
durch die Disziplinlosigkeit bei der'Wiedereingliederung be­
günstigt wurde (§ 47 Abs. 1 StGB), muß das Gericht die ob­
jektiven und subjektiven Bedingungen der Wiedereingliede­

rung sorgfältig analysieren. Das ist mit der Konsequenz ver­
bunden, in der gerichtlichen Hauptverhandlung Beweis über 
die Wiedereingliederung zu erheben (z. B. durch Verlesen 
von entsprechenden Unterlagen der für die Wiedereingliede­
rung zuständigen Organe sowie durch Aussagen von Mitar­
beitern der Abteilung Innere Angelegenheiten der örtlichen 
Räte und von Kollektivvertretern).

Eine Disziplinlosigkeit i. S. des § 47 Abs. 1 StGB kann ins­
besondere dann angenommen werden, wenn sich der Ange­
klagte den bisherigen Erziehungsbemühungen und Unterstütz 
Zungsmaßnahmen entzog und die Tätigkeit der für die Wie­
dereingliederung zuständigen Organe negiert hat.4 5 Nach bis­
herigen Erfahrungen beziehen sich solche Disziplinlosigkeiten 
vor allem auf den Arbeitsbereich des Täters und äußern sich 
als Verletzungen der Arbeitsdisziplin.

Die nach § 47 Abs. 2 StGB erforderliche, vor der Entlas­
sung des Verurteilten aus dem Strafvollzug zu treffende Ent­
scheidung soll dessen Verhalten im Strafvollzug berücksich­
tigen. Sie wird sich deshalb wesentlich auf die von der Straf- 
vollzugseinrichtung zu gebende Einschätzung zu stützen ha­
ben.3 Dabei ist aber auch stets zu beachten, daß ein unauffäl­
liges Verhalten im Strafvollzug Ausdruck der Anpassung des 
Verurteilten an das Anstaltsregime sein kann, mithin nicht 
ohne weiteres einen Verzicht auf Erziehungsmaßnahmen i. S. 
des § 47 Abs. 2 StGB rechtfertigt.

Die Voraussetzungen der Anwendung staatlicher Kontroll- 
maßnahmen sind in §48 StGB in drei Varianten geregelt:

Nach der ersten Variante sind solche Maßnahmen zulässig, 
wenn der Täter wegen Verbrechens vorbestraft ist (Abs. 1 
Ziff. 1). Sie sollte nicht angewendet werden, wenn die Ver­
büßung der wegen Verbrechens ausgesprochenen Freiheits­
strafe bereits längere Zeit zurückliegt, zwischen Vortat und 
erneuter Straftat kein innerer Zusammenhang besteht und 
der Verurteilte sich erkennbar um normgemäßes Verhalten 
bemüht hat.

Nach der zweiten (Abs. 1 Ziff. 2) und nach der dritten Va­
riante (Abs. 2) können staatliche Kontrollmaßnahmen auch 
gegenüber Ersttätem angewandt werden. Davon sollte nur 
ausnahmsweise Gebrauch gemacht werden, wenn die krimi­
nelle Aktivität bzw. Intensität der Tatbegehung auf so ver­
festigte negative Einstellungen des Täters zu den tatbezoge­
nen Verhaltensnormen schließen läßt, daß über eine erziehe­
rische Einwirkung hinaus zur Verhinderung erneuter Straf­
fälligkeit Maßnahmen der Kontrolle und Sicherung notwen­
dig sind. Entscheidend kann auch das Verhalten des Täters 
während seiner Betreuung als kriminell Gefährdeter sein.

Die Anwendung der strafrechtlichen Wiedereingliede­
rungsmaßnahmen ist zwar nicht auf bestimmte Täter be­
grenzt, doch ergibt sich eine Einengung des Täterkreises durch 
die gesetzlichen Anwendungsvoraussetzungen von selbst. Mit 
diesen Einschränkungen' sind sie zwar auch gegenüber Ju­
gendlichen anwendbar, doch sollte hier besonders verantwor­
tungsbewußt ihre gesellschaftliche Notwendigkeit geprüft 
werden. So hat z. B. das Bezirksgericht Suhl in seinem Ur­
teil vom 15. Dezember 1981 — BSK 3/81 — (OG-Informationen 
1982, Nr. 6, S. 26) überzeugend begründet, daß staatliche Kon­
trollmaßnahmen gegenüber einem zur Tatzeit 17jährigen Ju­
gendlichen aufzuheben waren, weil ihre gesellschaftliche 
Notwendigkeit weder durch die, Straftat noch durch die Per­
sönlichkeit des jugendlichen Täters begründet war.

Wesentliche Wirkungsbedingungen

Zu den entscheidenden Wirkungsbedingungen gehört die Ein­
heit von gesellschaftlich-erzieherischer Elinwirkung, eigenver­
antwortlicher Aktivität und administrativer Kontrolle. So 
schwierig sich bei diesen Personen eine solche Ausgewogen­
heit auch praktisch verwirklichen läßt, es gibt keinen wirksa­
meren Weg als
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